
 
  

 
 

Notwendige Änderungen im UmwRG 

 

Ausgangslage und Zielsetzung 

Das Umwelt-Rechtsbehelfsgesetz (UmwRG) ist kein materielles Fachrecht, prägt aber die 

Genehmigungspraxis rohstoffbezogener Vorhaben in erheblichem Umfang. Für UVP-

pflichtige Vorhaben sowie immissionsschutzrechtliche Zulassungen wirkt das UmwRG als 

prozessrechtlicher „Hebel“ auf Verfahrensdauer, Investitionssicherheit und Planbarkeit. 

MIRO unterstützt das Ziel, Planungs- und Genehmigungsverfahren wirksam zu 

beschleunigen und das Verbandsklagerecht zu straffen. 

Vor diesem Hintergrund ist entscheidend, dass die laufende Novellierung des UmwRG 

unions- und völkerrechtskonform erfolgt, ohne zusätzliche, nicht zwingend gebotene 

Ausweitungen des Anwendungsbereichs und ohne weitere Belastung der 

Verwaltungsgerichte. 

 

Folgen der Ausweitung des Anwendungsbereichs  

Der Referentenentwurf eines Gesetzes zur Änderung des Umwelt‑Rechtsbehelfsgesetzes 

und weiterer umweltrechtlicher Vorschriften vom 22. Juli 2025 geht von nur geringfügigen 

Mehrbelastungen durch die geplanten Änderungen aus. Angesichts des erweiterten 

Kreises anerkennungsfähiger Organisationen und des erweiterten Katalogs klagefähiger 

Entscheidungen erscheint diese Annahme aus Branchensicht nicht haltbar. MIRO hält eine 

robuste Folgenabschätzung zur Verfahrenszahl und zur Belastung der Verwaltungsgerichte 

für erforderlich und erwartet, dass die Ergebnisse an den Beschleunigungszielen des 

Koalitionsvertrags gespiegelt werden. 

 

Der Bundesverband Mineralische Rohstoffe e.V. fordert daher: 
 

1. Rechtsmissbräuchliche Klagen ausfiltern 

Mit Blick auf wiederkehrende Klagekonstellationen, in denen im Wesentlichen die gleichen 

Kläger zu dem gleichen Thema mehrfach versuchen, Gerichte zu befassen, sieht MIRO ein 

Risiko missbräuchlicher Verfahrensverzögerung. Gerade eine Ausweitung der 

Klagebefugten erfordert aus Sicht der Branche eine wirksame Filterung 

rechtsmissbräuchlicher Klagen. 

MIRO schlägt vor, die Prüfung von Rechtsmissbrauch ausdrücklich zu schärfen und ein 

vorgeschaltetes Überprüfungsverfahren (vgl. Art. 9 Abs. 1 Aarhus) zu nutzen, um 

unzulässige bzw. missbräuchliche Verfahren frühzeitig auszuscheiden. Indizien könnten 

sein: wiederholte nicht substantiierte Antrags-/Vortragserweiterungen ohne neuen 

Tatsachenkern, wiederholte Fristversäumnisse trotz vollständiger Aktenkenntnis und 

Serieneinwendungen ohne projekt-/standortspezifische Bezüge. 

2. Aufschiebende Wirkung aufheben 

MIRO fordert, den vorliegenden Referentenentwurf um eine Regelung zu ergänzen, 

wonach Widerspruch und Anfechtungsklage gegen Entscheidungen über 

rohstoffgewinnende Vorhaben keine aufschiebende Wirkung entfalten. Die Aufhebung der 

aufschiebenden Wirkung ist zwingend erforderlich, um genehmigungsfähige 

Gewinnungsvorhaben nicht durch missbrauchsanfällige Rechtsbehelfe über lange Zeit zu 

blockieren und dadurch die Versorgung mit mineralischen Rohstoffen zu gefährden. 
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3. Gerichtlichen Prüfungsumfang begrenzen 

Für Vorhabenträger ist Investitionssicherheit entscheidend. MIRO sieht 

Beschleunigungspotenzial insbesondere durch eine prozessuale Fokussierung des 

gerichtlichen Prüfprogramms. Umweltvereinigungen wird vom europäischen Gesetzgeber 

in ihren Themenbereichen ein besonderer Sachverstand zugeschrieben; dies spricht aus 

Branchensicht für eine stärkere Bindung des gerichtlichen Prüfungsumfangs an 

substantiierte Rügen. 

MIRO regt an, den gerichtlichen Untersuchungsgrundsatz bei Verbandsklagen im Sinne 

einer Konzentration auf den konkretisierten Streitgegenstand zu begrenzen und Rügen 

ohne Substanz sowie nachträgliche Rügennachschübe wirksam einzudämmen. 

4. Lokale Präsenz als Kriterium der Klagebefugnis festschreiben 

Der Gesetzentwurf präzisiert räumliche Elemente, ohne die Betroffenheit tatsächlich zu 

verengen. MIRO hält eine Konkretisierung für erforderlich, wonach eine aktive 

organisatorische Präsenz (z. B. Orts- oder Kreisverband) in der betroffenen Kommune 

Voraussetzung der Klagebefugnis ist. Dies stärkt die lokale Verankerung und reduziert 

Klagen mit rein formaler Betroffenheit. 

5. Fristen und Beschleunigungsinstrumente einsetzen 

Beschleunigung gelingt nur, wenn Fristenregime und gerichtliche Handhabung verlässlich 

sind. Die jüngere Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts zur 

Klagebegründungsfrist nach § 6 UmwRG unterstreicht, dass die gesetzlichen Vorgaben 

strikt zu beachten sind. Eine weitere Ausweitung der Klage- und Prüfprogramme ohne 

korrespondierende Beschleunigungsinstrumente würde das Ziel schnellerer Verfahren 

verfehlen. 

MIRO hält es für erforderlich, im Zuge der Novellierung zusätzliche 

Beschleunigungsinstrumente mitzudenken (z. B. feste Zeitrahmen, Effizienzsteigerungen 

im gerichtlichen Verfahren) und die Prüftiefe auf ein unionsrechtlich gebotenes Maß zu 

konzentrieren. 

Schlussfolgerung 

Die UmwRG-Novelle muss die zwingenden völker- und unionsrechtlichen Anpassungen 

umsetzen, zugleich aber die Funktionsfähigkeit der Genehmigungs- und Gerichtsverfahren 

sichern. Aus Sicht der Gesteinsindustrie stehen dabei  eine belastbare Folgenabschätzung 

der Ausweitungen, wirksame Missbrauchsfilter, substantiierungsbasierte Konzentration des 

gerichtlichen Prüfungsprogramms, lokale Verankerung als Kriterium der Klagebefugnis 

sowie ein Fristen- und Instrumentenmix, der Beschleunigung tatsächlich ermöglicht, im 

Vordergrund. 
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